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Besoldung der Richter und Staatsanwälte 
 
 
 

A. Sachverhalt und Auftrag 
 
Der GBD ist im Zusammenhang mit dem Entschließungsantrag der Fraktionen der 
CDU und der FDP „R-Besoldung für Richter und Staatsanwälte beibehalten“ 
(Drs. 16/508) gebeten worden, dem Ausschuss für Rechts- und Verfassungsfragen 
darzulegen, ob die gegenwärtige Besoldung der Richter und Staatsanwälte in Nieder-
sachsen verfassungsgemäß ist, ob es verfassungsrechtlich notwendig ist, die Besol-
dung bundeseinheitlich zu regeln, und ob eine Einführung von Leistungselementen in 
der Besoldung verfassungsrechtlich zulässig wäre1. Dieser Auftrag steht im Zusam-
menhang mit einem Positionspapier des Deutschen Richterbundes (DRB) und des 
Bundes Deutscher Verwaltungsrichter und Verwaltungsrichterinnen (BDVR) zur Besol-
dung und Versorgung der Richter und Staatsanwälte vom August 2008 und einer dazu 
von den beiden Verbänden herausgegebenen Presseerklärung vom 18.08.20082. Die 
beiden Verbände vertreten die Auffassung, die Besoldung und Versorgung der Richter 
und Staatsanwälte sei nicht mehr verfassungsgemäß, und fordern eine gesetzliche 
Neuregelung. Das Positionspapier (6 Seiten) ist als Anlage beigefügt. 
 
 

B. Rechtliche Beurteilung 
 
I. Verfassungsmäßigkeit der gegenwärtigen Besoldung in Niedersachsen 
 
Fraglich ist, ob die gegenwärtige Besoldung der Richter und Staatsanwälte in Nieder-
sachsen verfassungsgemäß ist. 
 
Den verfassungsrechtlichen Prüfungsmaßstab zur Beantwortung dieser Frage bildet im 
Wesentlichen das aus Artikel 33 Abs. 5 des Grundgesetzes (GG) abgeleitete Alimenta-

                                                 
1  Niederschrift über die öffentlichen Teile der 15. Sitzung des Ausschusses für Rechts- und Verfas-

sungsfragen am 29.10.2008, S. 3 (zu Tagesordnungspunkt 1). 
2  S. ferner das diesbezügliche Gespräch mit den beiden Verbandsvorsitzenden in dem Bericht  

„R-Besoldung noch verfassungsgemäß?“ in DRiZ 2008, 262. 
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tionsprinzip. Dazu führt das Bundesverfassungsgericht (BVerfG) in ständiger Recht-
sprechung Folgendes aus: 
 

„Die verfassungsrechtliche Basis der Beamtenbesoldung bildet das Alimen-
tationsprinzip. Es gehört zu den von Art. 33 Abs. 5 GG gewährleisteten 
hergebrachten Grundsätzen des Berufsbeamtentums, die der Gesetzgeber 
… nicht nur berücksichtigen muss, sondern zu beachten hat (…). Es ver-
pflichtet den Dienstherrn, den Beamten und seine Familie lebenslang an-
gemessen zu alimentieren und ihm nach seinem Dienstrang, nach der mit 
seinem Amt verbundenen Verantwortung und nach der Bedeutung des Be-
rufsbeamtentums für die Allgemeinheit entsprechend der Entwicklung der 
allgemeinen wirtschaftlichen und finanziellen Verhältnisse und des allge-
meinen Lebensstandards einen angemessenen Lebensunterhalt zu gewäh-
ren.“3 

 
Diese Grundsätze gelten sowohl für die Besoldung der Staatsanwälte, die stets Beam-
te sind4, als auch - entsprechend - für die der (Berufs-)Richter5. 
 
Hinsichtlich der Frage, ob die gegenwärtige Regelung der Besoldung der Richter und 
Staatsanwälte in Niedersachsen6 diesen Anforderungen genügt, ist hier im Ergebnis 
nur zu prüfen, ob die Höhe der Besoldung noch „angemessen“ ist7. Insoweit ist nach 

                                                 
3  BVerfGE 117, 330, bei juris Rn. 64 m. w. N. 
4  Vgl. §§ 141 ff. des Gerichtsverfassungsgesetzes (GVG); ferner BVerfGE 32, 199, bei juris Rn. 53. 
5  Vgl. BVerfGE 107, 218, bei juris Rn. 67 m. w. N. - Für die Besoldung der Richter besteht darüber hin-

aus die Besonderheit, dass wegen der in Artikel 97 Abs. 1 GG verfassungsrechtlich garantierten rich-
terlichen Unabhängigkeit jede vermeidbare Einflussnahme der Exekutive auf die Rechtsstellung der 
Richter unzulässig ist. Daher muss auch die Höhe der Besoldung der Richter in besonderer Weise an 
die in dem jeweiligen richterlichen Amt wahrzunehmende Funktion geknüpft sein und darf nicht in das 
Ermessen der Exekutive gestellt werden (BVerfGE 26, 79, bei juris Rn. 43 und 44 m. w. N.). Auf diesen 
Gesichtspunkt gehen wir noch unten zur Frage der Zulässigkeit leistungsbezogener Bestandteile in der 
Richterbesoldung ein. 

6  Gegenwärtig wird die Besoldung der Richter und Staatsanwälte des Landes Niedersachsen durch das 
Niedersächsische Besoldungsgesetz (NBesG) geregelt (§ 1 Abs. 1 NBesG). Nach § 1 Abs. 3 NBesG 
gelten - entsprechend Artikel 125 a Abs. 1 GG - für die Besoldung der Richter und Staatsanwälte des 
Landes die bis zum 31.08.2006 (vor Inkrafttreten der sog. Föderalismusreform I) gültigen bundesrecht-
lichen Vorschriften fort, soweit sich aus dem NBesG nichts anderes ergibt. Danach ist grundsätzlich 
das Bundesbesoldungsgesetz (BBesG) in der bis zum 31.08.2006 geltenden Fassung heranzuziehen, 
soweit nicht ausnahmsweise im NBesG oder in anderen Vorschriften des Landesrechts etwas anderes 
bestimmt ist (so auch § 86 BBesG). 

7  Keinen verfassungsrechtlichen Bedenken begegnen die Regelungen über die Grundsätze der Besol-
dungsbemessung. Dies betrifft z. B. die allgemeinen Regelungen über das Erfordernis einer Regelung 
durch Gesetz (§ 2 Abs. 1 BBesG), den Grundsatz der funktionsgerechten Besoldung (§ 18 BBesG), die 
Bestimmung des Grundgehaltes nach dem Amt (§ 19 Abs. 1 BBesG) und das Erfordernis einer gesetz-
lichen Anpassung der Besoldung entsprechend der Entwicklung der allgemeinen wirtschaftlichen und 
finanziellen Verhältnisse (§ 14 Abs. 1 BBesG), aber auch die Sonderregelungen für Richter und 
Staatsanwälte in §§ 37 und 38 BBesG, soweit sie nicht die konkrete Höhe der Grundgehaltssätze 
betreffen. 
In gewissem Maße umstritten ist allenfalls, ob aus Artikel 98 Abs. 1 und 3 GG, wonach die Rechtsstel-
lung der Richter durch „besondere“ Gesetze zu regeln ist, zwingend zu folgern ist, dass die Besoldung 
der Richter in von den Gesetzen über die Besoldung der Beamten gesonderten, auch formal eigen-
ständigen Gesetzen zu regeln ist, so wie es auch die beiden Richterverbände fordern. Diese Frage ist 
in der Literatur umstritten und in der Rechtsprechung des BVerfG zuletzt ausdrücklich offen gelassen 
worden (vgl. Heusch in: Schmidt-Bleibtreu/Hofmann/ Hopfauf, GG, Kommentar, 11. Aufl. 2008, Arti-
kel 98 Rn. 2 m. w. N.). Festzustellen ist aber, dass das BVerfG mehrfach die gesetzlichen Regelungen 
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der Rechtsprechung des BVerfG zu beachten, dass die Alimentationsverpflichtung des 
Dienstherrn eine Gesamtleistung ist, die sich von ihrer Grundlage her prinzipiell nicht 
aufteilen lässt und dem seiner Struktur nach als umfassende Einheit zu verstehenden 
Dienstverhältnis entspricht. Sie muss die rechtliche und wirtschaftliche Sicherheit und 
Unabhängigkeit des Richters bzw. des Beamten gewährleisten und ihm über die Be-
friedigung der Grundbedürfnisse hinaus einen seinem Amt angemessenen Lebens-
komfort ermöglichen. Hierfür sind die Nettobezüge maßgeblich, mithin das, was sich 
der Richter bzw. der Beamte von seinen Bezügen tatsächlich leisten kann8 (Nettoprin-
zip). 
 
Für die danach gebotene Gesamtbetrachtung ist also einerseits auf die gesamte Höhe 
des Grundgehaltes und der anderen Besoldungsbestandteile nach § 1 Abs. 1 bis 3 
BBesG (z. B. jährliche Sonderzahlungen wie „Urlaubsgeld“ und „Weihnachtsgeld“), 
vermindert um die auf dieses Einkommen zu entrichtenden Steuern und sonstigen Ab-
züge9, andererseits aber auch darauf abzustellen, welche Ausgaben der Richter bzw. 
Beamte aus seinen Bezügen noch bestreiten muss. So sind z. B. Unterhaltslasten für 
die Familie, die nicht durch familienbezogene Gehaltsbestandteile abgedeckt sind, so-
wie Aufwendungen für den Krankheits- und Pflegefall, die nicht durch Beihilfeleistun-
gen des Dienstherrn abgedeckt sind (also insbesondere die Kosten für eine die Beihilfe 
ergänzende oder ersetzende private Kranken- und Pflegeversicherung), zu berücksich-
tigen. Eine (faktische) Auszehrung der Besoldung durch derartige Belastungen unter 
den als amtsangemessen bewerteten Standard lässt das durch Artikel 33 Abs. 5 GG 
geschützte Alimentationsprinzip nicht zu10. 
 
Bei der konkreten Ausgestaltung und Bemessung dieser Nettobesoldung hat der Ge-
setzgeber nach ständiger Rechtsprechung des BVerfG zwar einen weiten Gestaltungs-
spielraum. Insbesondere haben Richter und Beamte grundsätzlich keinen Anspruch 
darauf, dass ihnen die für die Bemessung der Bezüge maßgeblichen Regelungen, un-
ter denen sie in das Richter- bzw. Beamtenverhältnis eingetreten sind, unverändert er-
halten bleiben. Artikel 33 Abs. 5 GG garantiert vor allem nicht die unverminderte Höhe 

                                                                                                                                            
über die Besoldung der Richter überprüft und nie beanstandet hat, dass diese Regelungen bislang 
gemeinsam mit den Regelungen über die Besoldung der Beamten im BBesG getroffen werden. Vor 
diesem Hintergrund ist u. E. davon auszugehen, dass es auch künftig verfassungsrechtlich unbedenk-
lich ist, die Besoldung der Richter und die Besoldung der Beamten formal in einem gemeinsamen Ge-
setz zu regeln, solange in den Regelungen die inhaltliche Eigenständigkeit der beiden Regelungsmate-
rien hinreichend zum Ausdruck kommt (so auch Heusch, ebenda). 

8  BVerfG, Beschluss vom 02.10.2007 - 2 BvR 1715/03 u. a. - DVBl. 2007, 1493, bei juris Rn. 26 m. w. N. 
9  Die Richterverbände berufen sich u. a. darauf, dass Kürzungen der Nettobesoldung auch durch Ver-

minderungen von Besoldungsanpassungen nach § 14 BBesG zur Bildung einer Versorgungsrücklage 
nach § 14 a BBesG eingetreten seien. Daran ist richtig, dass ohne die Zuführungen an die Versor-
gungsrücklage die jeweiligen Besoldungserhöhungen höher ausgefallen wären. Allerdings werden die 
der Versorgungsrücklage zuzuführenden Verminderungen der Besoldungsanpassungen nicht als kon-
krete Abzugsposten bei der individuellen Besoldungsberechnung berücksichtigt. Vielmehr werden die 
angepassten Bezüge von vornherein allgemein vermindert und die Verminderungsbeträge pauschal 
der Versorgungsrücklage zugeführt (vgl. auch § 6 des Niedersächsischen Versorgungsrücklagen-
gesetzes). Außerdem werden nach § 14 a Abs. 2 a BBesG die auf den 31.12.2002 folgenden acht Be-
soldungsanpassungen nicht vermindert, sodass gegenwärtig kein Abzug im Hinblick auf die Versor-
gungsrücklage stattfindet. 

10  BVerfG, Beschluss vom 02.10.2007 - 2 BvR 1715/03 u. a. - DVBl. 2007, 1493, bei juris Rn. 27 m. w. N. 
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der Bezüge. Der Gesetzgeber darf sie vielmehr kürzen, wenn dies aus sachlichen 
Gründen gerechtfertigt ist11. 
 
Dieser Gestaltungsspielraum des Gesetzgebers ist jedoch nicht unbegrenzt. So hat er 
bei der Bemessung der Nettobesoldung stets auch die Attraktivität des Richter- bzw. 
Beamtenverhältnisses für überdurchschnittlich qualifizierte Kräfte, das Ansehen des 
Amtes in den Augen der Gesellschaft sowie die vom Amtsinhaber geforderte Ausbil-
dung und seine Beanspruchung zu berücksichtigen12. 
 
Außerdem hat das BVerfG in seiner jüngsten Rechtsprechung zur Besoldung der Be-
amten in Niedersachsen im Hinblick auf eine Kürzung der Beihilfeleistungen fest-
gestellt, dass die Beamten nicht verpflichtet sind, stärker als andere Bevölkerungs-
gruppen zur Konsolidierung der öffentlichen Haushalte beizutragen, und dass eine Ab-
koppelung von der Entwicklung der Einkommen, die für vergleichbare und auf der 
Grundlage vergleichbarer Ausbildung erbrachte Tätigkeiten außerhalb des öffentlichen 
Dienstes erzielt werden, auf eine verfassungswidrige Besoldungsentwicklung hindeu-
ten kann. Das Gericht hat dazu im Einzelnen ausgeführt: 

 
„[Die Verfassungswidrigkeit der Alimentation] ist angesichts der in der jün-
geren Vergangenheit vorgenommenen Leistungskürzungen und Einspar-
maßnahmen im Recht der Beamten und Versorgungsempfänger bei einer 
Gesamtschau … nicht von vornherein ausgeschlossen. Denn Beamte sind 
nicht verpflichtet, stärker als andere Bevölkerungsgruppen zur Konsolidie-
rung der öffentlichen Haushalte beizutragen (…). Sofern spezifische, im 
Beamtenverhältnis wurzelnde Gründe für die Einsparmaßnahmen nicht 
vorhanden sind, kann die relative Entwicklung des Alimentationsniveaus im 
Vergleich zu dem allgemeinen Lebensstandard außerhalb des öffentlichen 
Dienstes daher durchaus ein Indikator für eine verfassungsrechtlich rele-
vante Absenkung des Besoldungs- oder Versorgungsniveaus darstellen. 
Das Verhältnis zu den Einkommen, die für vergleichbare und auf der 
Grundlage vergleichbarer Ausbildung erbrachte Tätigkeiten außerhalb des 
öffentlichen Dienstes erzielt werden, zählt seit jeher zu den maßgeblichen 
Bestimmungsfaktoren für die Festsetzung der Amtsangemessenheit der 
Alimentation (…). Je empfindlicher sich dabei die Leistungskürzungen im 
öffentlichen Dienst in ihrer Gesamtheit darstellen, umso eher wird eine 
Überschreitung der durch das Alimentationsprinzip gezogenen Grenzen für 
die Festsetzung der Bezügehöhe in Betracht kommen und dem Gesetz-
geber jedenfalls Anlass geben, die wachsende Differenz zu beobachten 
und seine Erwägung, dass die verfassungsrechtlichen Maßstäbe gleich-
wohl eingehalten sind, zu plausibilisieren.“13 
 

Diese Ausführungen sind unmittelbar auf die Richterbesoldung übertragbar. 

                                                 
11  BVerfG, Beschluss vom 24.09.2007 - 2 BvR 1673/03 u. a. - DVBl. 2007, 1435, bei juris Rn. 40 m. w. N. 
12  BVerfG, Beschluss vom 24.09.2007 - 2 BvR 1673/03 u. a. - DVBl. 2007, 1435, bei juris Rn. 39 m. w. N. 
13  BVerfG, Beschluss vom 02.10.2007 - 2 BvR 1715/03 u. a. - DVBl. 2007, 1493, bei juris Rn. 35 m. w. N. 
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Aus der Formulierung, die Verfassungswidrigkeit der Besoldung sei „nicht von vornher-
ein ausgeschlossen“, die sich auch in einer anderen jüngeren Entscheidung des 
BVerfG findet14, lässt sich nach unserer Einschätzung schließen, dass das BVerfG die 
in den letzten Jahren vorgenommenen Kürzungen der Nettobesoldung der Richter und 
Beamten zumindest kritisch sieht und es - entgegen der früheren, im Ergebnis zumeist 
relativ zurückhaltenden Position15 - wohl nunmehr durchaus für denkbar hält, die Gren-
zen der gesetzgeberischen Gestaltungsfreiheit als überschritten anzusehen. 
 
Gleichwohl kam es bislang nicht zu einer Feststellung der Verfassungswidrigkeit der 
gegenwärtigen Rechtslage, weil es das BVerfG in den von ihm zu entscheidenden Fäl-
len aus prozessualen Gründen für erforderlich hielt, „auf der Grundlage konkreter Be-
rechnungen darzulegen, wie genau sich die umfangreichen Kürzungen der letzten Jah-
re auf Nettobezüge ausgewirkt haben und inwieweit Besoldung oder Versorgung auf-
grund dieser Einschnitte hinter der Entwicklung der allgemeinen wirtschaftlichen und  
finanziellen Verhältnisse zurückgeblieben sind. Nur aus einer solchen, die Einschnitte 
konkret beziffernden Aufstellung können sich Anhaltspunkte dafür ergeben, dass die 
Alimentation bestimmter Besoldungs- und Versorgungsempfänger oder der Besol-
dungs- und Versorgungsempfänger insgesamt nicht mehr den verfassungsrechtlichen 
Vorgaben entspricht.“16 Diesen Anforderungen genügten die Ausführungen der Be-
schwerdeführer in den betreffenden Fällen nicht17. 
 
Ohne derartige Berechnungen und Aufstellungen können auch wir eine Verfassungs-
widrigkeit der gegenwärtigen Besoldung nicht feststellen. Wir können solche Berech-
nungen und Aufstellungen auch nicht selbst erarbeiten, nicht zuletzt, weil uns die erfor-
derlichen statistischen Daten nicht zur Verfügung stehen. 
 
Allerdings haben die beiden Richterverbände offenbar dahingehende Berechnungen 
anstellen lassen, die uns aber nicht im Detail bekannt sind. Deren Ergebnisse können 
wir daher zwar nicht im Einzelnen überprüfen. Jedoch handelt es sich bei den in die-
sem Zusammenhang von den Richterverbänden zugrunde gelegten Erwägungen um 
solche, die nach der Rechtsprechung des BVerfG bei der Prüfung der Verfassungs-
mäßigkeit der Besoldung zu berücksichtigen sind18. 
 
Zu den von den beiden Richterverbänden hervorgehobenen Gesichtspunkten weisen 
wir auf Folgendes hin: 

                                                 
14  BVerfG, Beschluss vom 02.10.2007 - 2 BvR 1715/03 u. a. - DVBl. 2007, 1493, bei juris Rn. 34. 
15  Eine Überschreitung des gesetzgeberischen Gestaltungsspielraums hatte das BVerfG bislang, soweit 

ersichtlich, nur bei der Besoldung der Beamten mit mehr als zwei unterhaltsberechtigten Kindern an-
genommen; s. BVerfGE 44, 249; 81, 363; 99, 300, jeweils auch bei juris und m. w. N. 

16  BVerfG, Beschluss vom 24.09.2007 - 2 BvR 1673/03 u. a. - DVBl. 2007, 1435, bei juris Rn. 35. 
17  Auch das BVerwG kommt in seiner - soweit ersichtlich - jüngsten Entscheidung (Urteil vom 23.07.2009 

- 2 C 76.08 - bei juris) im Ergebnis nicht zu einer Feststellung der Verfassungswidrigkeit, hält diese 
aber ebenfalls für immerhin denkbar. 

18  Eine nähere Auseinandersetzung mit den von den Richterverbänden in Auftrag gegebenen Berech-
nungen findet sich bei Teetzmann, R-Besoldung im Verhältnis zu Juristeneinkommen in vergleichbaren 
Tätigkeiten, DRiZ 2008, 190. Der Autor hält die Studie im Ergebnis für ein taugliches Hilfsmittel zur 
Prüfung der möglichen Verfassungswidrigkeit der Besoldung im Sinne der Anforderungen des BVerfG. 
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a) Zur absoluten Höhe der Besoldung in Niedersachsen 
 
Hinsichtlich der Bemessung der Höhe des Grundgehaltes der Richter und Staatsanwäl-
te des Landes weicht die Rechtslage in Niedersachsen von der im Bund und in den 
anderen Ländern ab19. Danach sind die in Niedersachsen geltenden Grundgehaltssät-
ze gegenwärtig durchweg niedriger als die bundesrechtlich geregelten. So beträgt z. B. 
momentan der Grundgehaltssatz in der Besoldungsgruppe R1 in der Stufe 1 in Nieder-
sachsen 3.302,96 Euro, nach Bundesrecht hingegen 3.416,00 Euro; in der Besol-
dungsgruppe R 2 in der Endstufe beträgt der Grundgehaltssatz in Niedersachsen 
5.859,61 Euro, nach Bundesrecht 6.033,00 Euro. Der DRB hat zudem Musterberech-
nungen zur R-Besoldung im Bund und in den Ländern zum Stand vom 01.01.2009 an-
gestellt20. Danach liegen die Grundgehaltssätze in Niedersachsen im bundesweiten 
Vergleich durchweg am unteren Rand des Spektrums, während z. B. die Grund-
gehaltssätze in Bayern sogar über denen im Bund liegen.  
 
Ferner sind die Richter und Staatsanwälte des Landes von den regelmäßigen Sonder-
zahlungen nach § 8 Abs. 1 NBesG21 ausgeschlossen. Sonderzahlungen nach § 8 
Abs. 2 NBesG22 erhalten nur die Richter und Staatsanwälte des Landes, die Kinder 
haben. Ansprüche auf andere regelmäßige Sonderzahlungen (z. B. „Urlaubsgeld“ und 
„Weihnachtsgeld“), die früher auch Richtern und Staatsanwälten zustanden, bestehen 
für diese nicht mehr. Demgegenüber erhalten Richter und Beamte (Staatsanwälte) des 
Bundes nach wie vor eine Sonderzahlung nach dem Bundessonderzahlungsgesetz 
(BSZG)23. Dadurch erhöht sich die Differenz zwischen der Nettobesoldung der Richter 
und Staatsanwälte in Niedersachsen und der im Bund in den beiden eben genannten 
Beispielen überschlägig von 113 auf 1113 Euro (Ledige der Eingangsstufe R 1 ohne 
Kind) und von 173 auf 1939 Euro (Ledige in der Endstufe R 2 ohne Kind) pro Jahr. 
 
b) Zur „Abkoppelung von der allgemeinen Einkommensentwicklung“ 
 
Wie ausgeführt, verstieße es gegen Artikel 33 Abs. 5 GG, wenn die Entwicklung der 
Besoldung der Richter und Staatsanwälte von der Entwicklung der Einkommen „abge-
koppelt“ würde, die für vergleichbare und auf Grundlage einer vergleichbaren Ausbil-
dung erbrachte Tätigkeiten innerhalb und außerhalb des öffentlichen Dienstes gezahlt 
werden (s. auch § 14 Abs. 1 BBesG). Ob eine derartige verfassungswidrige „Abkoppe-
lung“ (schon) stattgefunden hat, können wir, wie dargelegt, selbst nicht feststellen. 

                                                 
19  Die konkreten Grundgehaltssätze ergeben sich in Niedersachsen statt aus § 37 Satz 2 BBesG i. V. m. 

Anlage IV zum BBesG (dort Nummer 4) aus § 12 Abs. 1 NBesG i. V. m. Anlage 2 zum NBesG (dort 
ebenfalls Nummer 4). 

20  Veröffentlicht im Internet unter www.richterbesoldung.de, dort unter„Besoldung/Versorgung“ / “Muster-
berechnungen“ / “Musterfälle R-Besoldung in Deutschland (Stand: Januar 2009)“. 

21  Diese jährliche Sonderzahlung beträgt 420,00 Euro und wird nur an Beamte der Besoldungsgruppen 
A 2 bis A 8 gezahlt. 

22  Diese jährliche Sonderzahlung beträgt für jedes Kind, für das ein Familienzuschlag gewährt wird, 
120,00 Euro, für das dritte und jedes weitere berücksichtigungsfähige Kind 400,00 Euro. 

23  Diese jährlichen Sonderzuwendungen betragen gegenwärtig 2,44 % der für das Kalenderjahr zuste-
henden Dienst- oder Amtsbezüge (§§ 2 und 3 BSZG) bzw. 1,9608 % der für das Kalenderjahr zuste-
henden Versorgungsbezüge (§ 4 BSZG). 
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Allerdings hat das Verwaltungsgericht (VG) Braunschweig im Jahr 2008 dem BVerfG 
im Wege einer konkreten Normenkontrolle nach Artikel 100 Abs. 1 GG die Frage vor-
gelegt, ob die Entwicklung der Nettobesoldung eines niedersächsischen Beamten in 
der Besoldungsgruppe A 9 in den Jahren 2002 bis 2005 verfassungsgemäß gewesen 
sei. Nach Überzeugung des VG Braunschweig war dies nicht der Fall. Vielmehr sei der 
Anspruch des Beamten auf eine amtsangemessene Besoldung aus Artikel 33 Abs. 5 
GG verletzt worden. Denn infolge der Entwicklung, die die Nettobesoldung des Beam-
ten spätestens durch den nahezu vollständigen Wegfall von Sonderzahlungen ohne 
wirtschaftlichen Ausgleich genommen habe, sei insgesamt die untere Grenze einer 
amtsangemessenen Alimentation unterschritten worden. Zudem sei seine Besoldung in 
dem genannten Zeitraum sowohl von der Einkommensentwicklung vergleichbarer An-
gestellter im öffentlichen Dienst als auch von der allgemeinen Einkommensentwicklung 
in verfassungswidriger Weise abgekoppelt worden24. Zwar ist diese Entscheidung nicht 
in allen Einzelheiten unmittelbar auf die Besoldung der Richter und Staatsanwälte 
übertragbar. Jedoch folgt sie vergleichbaren Erwägungen wie das Positionspapier der 
beiden Richterverbände und enthält umfangreiches Datenmaterial zur Einkommens-
entwicklung der Beamten und Angestellten im öffentlichen Dienst des Landes und zur 
allgemeinen Einkommensentwicklung. 
 
Zudem haben die beiden Richterverbände im Rahmen des von ihnen in Auftrag gege-
benen Gutachtens der Unternehmensberatung Kienbaum untersuchen lassen, wie sich 
die Besoldung der Richter und Staatsanwälte in den vergangenen Jahren im Vergleich 
zu dem Einkommen angestellter Anwälte und juristischer Führungskräfte der mittleren 
Ebene in Unternehmen entwickelt hat. Das Gutachten kommt offenbar zu dem Ergeb-
nis, dass die Gehaltsentwicklung in den Vergleichsgruppen sehr unterschiedlich gewe-
sen ist, indem die Einkommen der Richter und Staatsanwälte sehr viel geringer ange-
stiegen sind als die der zum Vergleich herangezogenen Berufsgruppen in der Privat-
wirtschaft. Dies könnte auch nach unserer Einschätzung auf eine verfassungswidrige 
Besoldungsentwicklung hindeuten. 
 
In diesem Zusammenhang gewinnt nach unserer Einschätzung schließlich auch die 
von den Richterverbänden angeführte Argumentation Bedeutung, dass die Richterbe-
soldung eine ausreichende Attraktivität des Richterverhältnisses für überdurchschnitt-
lich qualifizierte Kräfte gewährleisten und dem Ansehen des Amtes in den Augen der 
Gesellschaft Rechnung tragen müsse. Denn diese beiden Gesichtspunkte sind, wie 
dargelegt, vom Gesetzgeber bei der Besoldungsgestaltung stets zu berücksichtigen. 
Wenn nun aber die Entwicklung der Richterbesoldung von der allgemeinen Einkom-
mensentwicklung abgekoppelt wird, so führt dies zum einen im Ergebnis zu einer Ver-
minderung der Attraktivität des Richterverhältnisses für überdurchschnittlich qualifizier-
te Kräfte, wodurch die Gewinnung qualifizierten Nachwuchspersonals erschwert wird. 
Zum anderen kommt damit aber auch im Vergleich zu anderen Berufsgruppen eine 
verringerte Wertschätzung des Richteramtes zum Ausdruck. Auch diese beiden Ge-
sichtspunkte könnten mithin tendenziell für eine Verfassungswidrigkeit der Besoldungs-
entwicklung sprechen. 

                                                 
24  Beschluss vom 09.09.2008 - 7 A 357/05 - DVBl. 2009, 63 (nur Auszüge) sowie in voller Länge bei juris. 
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c) Zum „Abstandsgebot“ und zur „Systemgerechtigkeit“ 
 
Soweit die Richterverbände die von ihnen ermittelten Nettoeinkommen der Richter in 
ein Verhältnis zu den Einkommen anderer Berufsgruppen innerhalb des öffentlichen 
Dienstes setzen, insbesondere indem sie eine Verletzung des „Abstandsgebotes“ gel-
tend machen25 und die Beachtung einer „Systemgerechtigkeit“ fordern26, so ist dies 
zwar im Ansatz insoweit zutreffend, als es in der Tat verfassungsrechtlich geboten ist, 
dass die Besoldung aus einem höherwertigen Amt im Ergebnis um einen angemesse-
nen Abstand höher sein muss als die Besoldung aus einem geringerwertigen Amt27. 
Das BVerfG hat diesbezüglich ausgeführt: 
 

„Die Angemessenheit der Alimentation bestimmt sich maßgeblich nach  
innerdienstlichen, unmittelbar auf das Amt bezogenen Kriterien wie dem 
Dienstrang, der mit dem Amt verbundenen Verantwortung und der Bedeu-
tung des Berufsbeamtentums für die Allgemeinheit. Durch das Gebot, bei 
der Besoldung dem Dienstrang des Beamten Rechnung zu tragen, soll  
- dem Leistungsgrundsatz des Art. 33 Abs. 2 GG folgend (…) - einerseits 
sichergestellt werden, dass die Bezüge entsprechend der unterschiedlichen 
Wertigkeit der Ämter abgestuft sind. In dieser Hinsicht bestimmt sich die 
Amtsangemessenheit im Verhältnis zur Besoldung und Versorgung anderer 
Beamtengruppen. Andererseits kommt darin zum Ausdruck, dass jedem 
Amt eine Wertigkeit immanent ist, die sich in der Besoldungshöhe wider-
spiegeln muss. Diese Wertigkeit wird durch die Verantwortung des Amtes 
und die Inanspruchnahme des Amtsinhabers bestimmt (…).“28 

 
Jedoch ist nach unserer Auffassung die Argumentation der Richterverbände in diesem 
Zusammenhang unklar, wenn Richter mit den „Juristen in der Ministerialbürokratie“ 
verglichen werden und dabei ein „alter Grundsatz“ behauptet wird, nach dem „die Kon-
trolleure besser bezahlt werden als die Kontrollierten“29. Denn zum einen findet, soweit 
wir feststellen konnten, ein solcher allgemeiner Grundsatz keine Stütze in der Recht-
sprechung des BVerfG. Zum anderen ist nicht eindeutig, worauf sich der Vergleich be-
ziehen soll. 
 
Sollte ein Vergleich zwischen konkreten richterlichen und beamtenrechtlichen Ämtern 
gemeint sein (etwa zwischen den Einstiegsämtern der Besoldungsgruppe R 1 bei den 
Richtern einerseits und der Besoldungsgruppe A 13 bei den Beamten des - früheren - 
höheren Dienstes andererseits), so wäre zu beachten, dass das BVerfG ausdrücklich 
festgestellt hat, dass ein richterliches Amt nicht schon allein deshalb unterbewertet ist, 

                                                 
25  Positionspapier, S. 4 (erster Spiegelstrich). 
26  DRiZ 2008, 262 (rechte Spalte). 
27  Vgl. Pieper in: Schmidt-Bleibtreu/Hofmann/Hopfauf, GG, Kommentar, 11. Aufl. 2008, Artikel 33 Rn. 142 

bis 144 m. w. N. Weil es um die angemessene Abstufung zwischen den einzelnen Ämtern geht, wird 
insoweit zum Teil auch von einem „Abstufungsgebot“ gesprochen (vgl. z. B. VG Düsseldorf, Urteil vom 
03.06.2008 - 26 K 6021/04 - bei juris Rn. 22 bis 24 m. w. N.). 

28  BVerfGE 114, 258, bei juris Rn. 128 m. w. N. 
29  Vor allem DRiZ 2008, 262 (rechte Spalte). 
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weil eine bislang bestehende Gleichwertigkeit mit einem beamtenrechtlichen Amt zu 
Lasten des richterlichen Amtes aufgegeben wird; entscheidend ist vielmehr, ob die in 
den beiden Ämtern wahrzunehmenden Funktionen eine Ungleichbehandlung rechtfer-
tigen30. Zwischen den Funktionen, die in richterlichen Ämtern wahrzunehmen sind, und 
denjenigen, die in beamtenrechtlichen Ämtern der höheren Ministerialbürokratie wahr-
zunehmen sind, bestehen jedenfalls tatsächlich nicht unerhebliche Unterschiede (z. B. 
im Hinblick auf die Vorgesetztenfunktion gegenüber nachgeordneten Mitarbeitern, die 
von Richtern nicht wahrzunehmen ist, aber auch im Hinblick auf die jeweiligen Ent-
scheidungsbefugnisse). Diese Unterschiede könnten nach unserer Einschätzung von 
der Rechtsprechung durchaus als Rechtfertigungsgrund für eine unterschiedliche Be-
soldungshöhe herangezogen werden. 
 
Sollte gemeint sein, dass die richterliche Besoldung im Allgemeinen strukturell höher 
sein müsse als die der Beamten in der höheren Ministerialbürokratie, so können wir 
nicht erkennen, dass es insoweit in den vergangenen Jahren zu einer signifikanten 
Verbesserung der Besoldungssituation in der Ministerialbürokratie gegenüber derjeni-
gen in der Richterschaft gekommen wäre. Vielmehr haben die hier maßgeblichen Ein-
schnitte in der Besoldung (z. B. Wegfall von Sonderzahlungen, Kürzungen von Beihilfe-
leistungen etc.) Richter und Beamte des - früheren - höheren Dienstes in gleichem 
Maße getroffen. 
 
d) Zur „Alimentation kinderreicher Richterfamilien“ 
 
Soweit die Richterverbände schließlich die Auffassung vertreten, die Entscheidungen 
des BVerfG, nach der die Alimentation von Beamten mit mehr als zwei unterhaltsbe-
rechtigten Kindern mindestens 115 % des sozialhilferechtlichen Gesamtbedarfs betra-
gen muss31, seien nicht auf „kinderreiche Richterfamilien“ übertragbar, weil bei den 
Richtern wegen ihrer Stellung als Repräsentanten der rechtsprechenden Gewalt ein 
andersartiger Berechnungsmaßstab zugrunde zu legen sei, können wir hierfür keine 
Stütze in der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts erkennen. 
 
Ob die Besoldung der Richter mit mehr als zwei unterhaltsberechtigten Kindern, die in 
Niedersachsen zum Ausgleich ihrer erhöhten Unterhaltslasten gegenwärtig eine erhöh-
te Sonderzahlung nach § 8 Abs. 2 NBesG in Höhe von jährlich 400 Euro für das dritte 
und jedes weitere Kind erhalten,32 den vom Bundesverfassungsgericht aufgestellten 
Anforderungen vollständig entspricht, ist fraglich und hängt (auch) von den Umständen 
des Einzelfalles ab (nämlich von der individuellen Steuerlast des Betroffenen). 
 
 
                                                 
30  BVerfGE 26, 141, bei juris Rn. 41 ff. m. w. N. In dieser Entscheidung war u. a. das richterliche Amt  

eines Obergerichtsrates mit dem beamtenrechtlichen Amt eines Oberstaatsanwaltes zu vergleichen. 
Die künftige Besserstellung der Oberstaatsanwälte gegenüber den Obergerichtsräten wurde vom 
BVerfG wegen der grundlegend verschiedenen Funktionen der beiden Ämter gebilligt. 

31  BVerfGE 44, 249; 81, 363; 99, 300, jeweils auch bei juris (m. w. N.). 
32  Zur Begründung dieser mit Artikel 1 des Haushaltsbegleitgesetzes 2007 eingefügten Regelung (Nds. 

GVBl. 2006, S. 597) vgl. den Änderungsvorschlag der Fraktionen der CDU und der FDP in Vorlage 3 
zu Drs. 15/3140 (Mat. S. 561, 567). 
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II. Verfassungsrechtliche Notwendigkeit einer bundeseinheitlichen Regelung 
 
Fraglich ist, ob es verfassungsrechtlich notwendig ist, die Besoldung der Richter und 
Staatsanwälte bundeseinheitlich zu regeln. 
 
Dazu ist zum einen zu berücksichtigen, dass nach der sog. Föderalismusreform I seit 
dem 01.09.2006 die Gesetzgebungskompetenz auf dem Gebiet der Besoldung der 
Richter und Staatsanwälte der Länder ausschließlich bei den Ländern liegt (Artikel 74 
Abs. 1 Nr. 27 i. V. m. Artikel 70 Abs. 1, Artikel 98 Abs. 3 GG). Eine Vorschrift, nach der 
eine bundeseinheitliche Regelung erforderlich sein könnte, wie sie z. B. für den Bereich 
der konkurrierenden Gesetzgebung in Artikel 72 Abs. 2 GG besteht, ist insoweit nicht 
vorgesehen. 
 
Zum anderen hat das BVerfG bereits vor Inkrafttreten der sog. Föderalismusreform I 
entschieden, dass selbst bei der seinerzeit noch bestehenden Gesetzgebungskompe-
tenz des Bundes eine bundeseinheitliche Regelung nicht zwingend geboten war, son-
dern die Besoldung unter bestimmten Voraussetzungen auch regional in unterschied-
licher Höhe festgesetzt werden durfte33. 
 
Vor diesem Hintergrund ist festzustellen, dass eine bundeseinheitliche Regelung der 
Besoldung der Richter und Staatsanwälte verfassungsrechtlich nicht notwendig ist. 
 
 
III. Verfassungsrechtliche Zulässigkeit von Leistungselementen 
 
Fraglich ist, ob eine Einführung von Leistungselementen bei der Besoldung der Richter 
und Staatsanwälte verfassungsrechtlich zulässig wäre. 
 
1. Besoldung der Richter 
 
Bei der Besoldung der (Berufs-)Richter ist zu beachten, dass die in Artikel 97 Abs. 1 
GG verfassungsrechtlich garantierte richterliche Unabhängigkeit jede vermeidbare, 
d. h. zur Erhaltung der Funktionsfähigkeit der Gerichte aus ihrer Verfassung und Orga-
nisation heraus unnötige Einflussnahme der Exekutive auf die Rechtsstellung des 
Richters verbietet. Dies schließt die Besoldung ein. Danach darf die Höhe der Besol-
dung eines Richters nur von der in seinem Amt wahrzunehmenden Funktion sowie von 
von vornherein feststehenden Voraussetzungen abhängen, nicht aber nach Ermessen 
der Exekutive variabel gestaltet werden34. 

                                                 
33  BVerfGE 107, 218, bei juris Rn. 64 ff. m. w. N. 
34  BVerfGE 26, 79, bei juris Rn. 43 und 44 m. w. N. Dort heißt es in Rn. 43 in Bezug auf Artikel 33 Abs. 5 

GG: „Das ‚angemessene Richtergehalt’ richtete sich ausschließlich nach der mit der Planstelle verbun-
denen Richterfunktion: Bei gleicher richterlicher Funktion gleiches Gehalt nach derselben Besoldungs-
gruppe, unabhängig von Alter und von individueller Würdigkeit, Leistung oder Beurteilung. Daß dem 
Richter seit je ein ‚festes Gehalt’ zusteht, war und ist auch heute so zu verstehen, daß es die Exekutive 
nicht dadurch variabel machen kann, daß sie dem einen mehr als dem anderen gibt, obwohl beide die 
gleiche Arbeit verrichten. Das war einer der wenigen, immer beachteten besonderen Grundsätze für 
die Besoldung des Richters.“ 
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Bereits 1961 hatte das BVerfG in diesem Sinne ausgeführt: 
 

„Was zu den für das Amtsrecht der Richter charakteristischen hergebrach-
ten Grundsätzen im Sinne des Art. 33 Abs. 5 GG gehört, braucht im vorlie-
genden Fall nicht abschließend erörtert zu werden. Jedenfalls gehört dazu 
der elementare Grundsatz der persönlichen und sachlichen Unabhängigkeit 
des Richters. Die dem Richter vom Grundgesetz garantierte sachliche und 
persönliche Unabhängigkeit bedeutet nicht nur, daß der Richter keinerlei 
Weisungen unterworfen und nicht wider seinen Willen aus seinem Amt ent-
fernt werden darf. Ein wirksamer Schutz der richterlichen Unabhängigkeit 
erfordert mehr. Zu den Voraussetzungen für die Unabhängigkeit des Rich-
terstandes gehört mindestens die angemessene - feste - Besoldung (…) 
und der Ausschluß jeder vermeidbaren Einflußnahme der Exekutive auf 
den Status des einzelnen Richters. Das letztere bedeutet insbesondere, 
daß das Aufsteigen des Richters im Gehalt gesetzlich normiert sein muß, 
und daß ein Aufrücken in der Besoldung in den Fällen, in denen es nicht 
die Folge der Zuweisung einer anderen, mit höherer Verantwortlichkeit ver-
bundenen Dienstaufgabe (der Einweisung in ein anderes Amt) ist, nicht in 
das Ermessen der Exekutive gestellt werden darf.“35 

 
Da jede Besoldung „nach Leistung“ eine Bewertung der Leistung voraussetzen wür-
de36, könnte dies zu einer Entscheidung der Exekutive über die Höhe der Besoldung 
eines Richters führen und damit die Gefahr einer - möglicherweise auch sachwidrigen - 
Einflussnahme der Exekutive auf die Rechtsstellung der Richter begründen. Die da-
durch begründete Abhängigkeit der Richter von der Exekutive wäre verfassungswid-
rig37. Ob sich diese Bedenken dadurch ausräumen ließen, dass die Leistungsbewer-
tung hinsichtlich der Besoldungsfolge dem Dienstvorgesetzten (und damit der Exekuti-
ve) entzogen und dem Selbstverwaltungsorgan des Gerichts, dem Präsidium, zuge-
wiesen wird, erscheint fraglich und wird bisher - soweit ersichtlich - nicht erörtert. Ob 
eine solche Regelung das Problem wirklich lösen würde, scheint nicht zuletzt deshalb 
fraglich, weil auch damit eine Einflussnahme auf die richterliche Unabhängigkeit ver-
bunden wäre. Zudem würde eine Entscheidungszuständigkeit des Präsidiums neue 
Rechtsfragen und Unstimmigkeiten mit sich bringen38. 

                                                 
35  BVerfGE 12, 81, bei juris Rn. 32. 
36  Allerdings gilt auch im richterlichen Dienstrecht das in Artikel 33 Abs. 2 GG verankerte Leistungsprin-

zip. Danach richtet sich der Zugang zu einem richterlichen Amt (auch) nach der fachlichen Leistung 
des Bewerbers und setzt daher eine Beurteilung seiner Leistung voraus. Auch darf im Rahmen dienst-
licher Beurteilungen eines Richters die Zahl seiner Erledigungen berücksichtigt werden (vgl. Papier, 
Die richterliche Unabhängigkeit und ihre Schranken, NJW 2001, 1089 [1092 f.] m. w. N.). Dabei han-
delt es sich jedoch um notwendige Folgen aus dem Leistungsprinzip. Daraus lässt sich nicht ableiten, 
dass auch die Besoldung des Richters aus seinem Amt (teilweise) von seiner Leistung abhängig ge-
macht werden dürfte. 

37  So auch Teetzmann, Leistungsprämien und Leistungszulagen für Richter: Folge der Föderalismus-
reform?, DRiZ 2007, 333 (dort unter Hinweis insbesondere auf die beiden vorstehend zitierten Ent-
scheidungen des BVerfG, aber auch auf die gleichwohl in einigen Bundesländern unternommenen Be-
strebungen, Leistungselemente in der Richterbesoldung einzuführen). 

38  So könnte es zu Widersprüchen zwischen der besoldungsrechtlichen Einschätzung des Präsidiums 
und der Einschätzung des Gerichtspräsidenten im Rahmen einer dienstrechtlichen Beurteilung kom-
men. Außerdem kann die Entscheidung im Kollegialorgan durch Interessenkollisionen beeinflusst wer-
den und auch den Grundgedanken der Leistungszulage widersprechen. 
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Die Einführung von Leistungselementen bei der Besoldung der Richter wäre also ver-
fassungswidrig. 
 
2. Besoldung der Staatsanwälte  
 
Bei der Besoldung der Staatsanwälte gelten die dargelegten Besonderheiten der Rich-
terbesoldung nicht. Denn Staatsanwälte sind Beamte, auch wenn der Gesetzgeber sie 
gegenwärtig besoldungsrechtlich den Richtern gleichstellt. Das BVerfG hat dazu aus-
geführt, es sei zwar „vernünftig, naheliegend und sachgerecht …, die Staatsanwälte als 
notwendige Organe der Strafrechtspflege, aber auch zur Förderung eines erwünschten 
Wechsels zwischen richterlicher und staatsanwaltschaftlicher Tätigkeit nach den für 
Richter geltenden Grundsätzen zu besolden“, es lasse sich jedoch „kein notwendiger 
Sachzusammenhang zwischen der Richterbesoldung und der Besoldung der Staats-
anwälte herstellen“. Es möge zwar „rechtspolitisch unerfreulich“ sein, die Staatsanwälte 
besoldungsrechtlich aus der Richterbesoldung herauszunehmen, die „verschiedene 
Behandlung von Richter und Staatsanwalt“ sei aber „praktikabel“, insbesondere bleibe 
die besondere Richterbesoldung auch ohne Einbeziehung der Staatsanwälte „in sich 
sinnvoll“39. Mithin gelten für die Besoldung der Staatsanwälte die gleichen Anforderun-
gen wie für die Besoldung der anderen Beamten. Die Einführung von Leistungsele-
menten bei der allgemeinen Beamtenbesoldung ist vom BVerfG grundsätzlich gebilligt 
worden40. Dies ist dann auch auf die Besoldung der Staatsanwälte übertragbar. Folg-
lich wäre die Einführung von Leistungselementen bei der Besoldung der Staatsanwälte 
grundsätzlich verfassungsrechtlich zulässig. 
 
 

C. Zusammenfassung 
 
I. Ob die gegenwärtige Besoldung der Richter und Staatsanwälte in Niedersachsen 

der Höhe nach noch den Anforderungen genügt, die sich verfassungsrechtlich aus 
dem durch Artikel 33 Abs. 5 GG geschützten Alimentationsprinzip ergeben, lässt 
sich in Ermangelung ausreichenden statistischen Materials von uns nicht sicher 
feststellen. Die dazu von den Richterverbänden angestellten rechtlichen Erwägun-
gen sind jedoch zumindest im Ansatz überwiegend zutreffend. Eine Verfassungs-
widrigkeit der Besoldung erscheint nach den Berechnungen, die den Richterverbän-
den offenbar vorliegen, jedenfalls auch nicht ausgeschlossen. 

 
II. Eine bundeseinheitliche Regelung der Besoldung der Richter und Staatsanwälte ist 

verfassungsrechtlich nicht notwendig. 
 
III. Die Einführung von Leistungselementen wäre bei der Besoldung der Richter verfas-

sungswidrig, bei der Besoldung der Staatsanwälte jedoch grundsätzlich verfas-
sungsrechtlich zulässig. 

 

                                                 
39  BVerfGE 32, 199, bei juris Rn. 53. 
40  BVerfGE 110, 353, bei juris Rn. 43 ff. m. w. N. 














